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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rats zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 359/67/EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis bezüglich des Verfahrens für die 
Festsetzung des Berichtigungsbetrags für die Erstattung. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 10. Septem- 
ber 1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beige- 
fügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rats 
zur Änderung der Verordnung Nr. 359/67/EWG über die gemein- 
same Marktorganisation für Reis bezüglich des Verfahrens 
für die Festsetzung des Berichtigungsbetrags für die Erstattung 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 17 Absatz 4 der Verordnung Nr. 359/67/ 
EWG wird bestimmt, daß der Erstattungsbetrag 
durch einen Betrag berichtigt wird, mit dem den 
besonderen Bedingungen der Terminmärkte Rech- 
nung getragen werden soll. Dieser Artikel bestimmt 
weiter, daß der Berichtigungsbetrag von der Kom- 
mission festgesetzt wird, während die periodische 
Festsetzung der Erstattungsbeträge nach dem Ver- 
fahren des Artikels 26 der gleichen Verordnung 
erfolgt. 

In Anbetracht der Auswirkungen des Berichti- 
gungsbetrags auf den Betrag der Erstattung ist eine 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 


Bestimmung vorzusehen, wonach bei der Festsetzung 
des Erstattungsbetrags nach dem gleichen Verfahren 
der Berichtigungsbetrag festgesetzt wird. Die Ver- 
ordnung Nr. 359/67/EWG ist daher in diesem Sinne 
zu berichtigen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 17 Absatz 4 Unterabsatz 1 letzter Satz der 
Verordnung Nr. 359/67/EWG erhält folgende Fas- 
sung: 

„In diesem Fall wird der Erstattungsbetrag um 
einen Betrag berichtigt, der gleichzeitig mit dem 
Erstattungsbetrag und nach dem gleichen Verfahren 
wie dieser festgesetzt wird." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 


2 



